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// Im Blickpunkth

Das Steuerrecht sollte auf Interpretationsmethoden rekurrieren, die auch im Zivilrecht gelten. Ein Beispiel daf�r ist der

Begriff des R�ckgriffs, der sich u. U. als steuersch�dliche Gesellschafterfremdfinanzierung erweisen kann. Es erweist sich

als nicht hilfreich, dass das BMF-Schreiben zur Zinsschranke vom 4.7.2008 �ber das hinausgeht, was das Zivilrecht vor-

gibt, vgl. die Ausf�hrungen von Kreft/Schmitt-Homann (S. 2099). Die wirtschaftliche Betrachtungsweise ist nicht immer

das „Allheilmittel“ zur Gesetzesanwendung.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Entscheidung zur Abgeordneten-

pauschale am 2.10.2008

Der BFH hat in den drei Verfahren mit den Ak-

tenzeichen CI R 63/04, VI R 81/04 und VI R 13/

06, in denen die Kl�ger unter Bezugnahme auf

die steuerfreie Kostenpauschale der Mitglieder

des Deutschen Bundestags und der Abgeordne-

ten der L�nderparlamente ebenfalls eine Steuer-

befreiung beanspruchen, m�ndlich verhandelt.

Eine Entscheidung hat der BFH f�r den

2.10.2008 angek�ndigt. Sie wird im BB Heft 41

besprochen.

BFH: Outsourcing bei Banken

Unter welchen Voraussetzungen Dienstleister

beim sog. „Outsourcing“ gegen�ber Banken um-

satzsteuerfreie Leistungen erbringen k�nnen,

hat der BFH mit Urteil vom 12.6.2008 – V R 32/

06 – entschieden. Im konkreten Fall ging es um

die Leistungen eines Rechenzentrums gegen-

�ber Banken in Form von Datenverarbeitungslei-

stungen f�r Zwecke des steuerfreien �berwei-

sungsverkehrs. Fußend auf der EuGH-Rechtspre-

chung kam der BFH zu dem Ergebnis, dass Ban-

ken- und Finanzdienstleistungen nicht nur

durch Banken und Finanzinstitute steuerfrei er-

bracht werden k�nnen, sondern auch durch

Dienstleister gegen�ber diesen Institutionen. Er-

forderlich ist allerdings, dass die jeweilige Leis-

tung als eigenst�ndiges Ganzes die spezifischen

und wesentlichen Funktionen der steuerfreien

Bank- und Finanzdienstleistung erf�llt. Das Be-

treiben eines automatisierten �berweisungssys-

tems erf�llt diese Voraussetzungen.

Dennoch kam der BFH im vorliegenden Fall zu

einer Steuerpflicht, da das Rechenzentrum ge-

gen�ber Banken auch steuerpflichtige Leistun-

gen erbracht hatte und steuerfreie und steuer-

pflichtige Leistungen nicht klar getrennt hatte.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2096-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Betreiben von „Fun-Games“

nicht umsatzsteuerfrei

Der Betrieb von Unterhaltungsger�ten, die dem

Spieler keine Chance auf einen Geldgewinn,

sondern lediglich die M�glichkeit einr�umen,

seinen Geldeinsatz wiederzuerlangen (sog.

„Fun-Games“), ist nicht umsatzsteuerfrei. Dies

hat der BFH im Urteil vom 29.5.2008 – V R 7/

06 – entschieden. Es ging um „Tokenspiele“.

Die Steuerfreiheit scheitert daran, dass die Um-

s�tze zum einen nicht unter das Rennwett-

und Lotteriegesetz fallen und die Kl�gerin zum

anderen auch keine �ffentliche Spielbank be-

treibt.

Ferner kommt keine Steuerbefreiung nach

Art. 13 Teil B Buchst. f. der 6. Richtlinie in Be-

tracht, da ein „Gl�ckspiel mit Geldeinsatz“ i. S. d.

Vorschrift die Einr�umung einer Gewinnchance

an den Spieler verlangt und im Gegenzug die

Hinnahme des Risikos durch den Ger�teaufstel-

ler, die Gewinn auszahlen zu m�ssen. Die Ge-

winnchance muss in der Chance auf einen Geld-

gewinn bestehen. Das war vorliegend nicht ge-

geben, da das Tokenspiel dem Spieler die M�g-

lichkeit einr�umte, (lediglich) seinen Geldeinsatz

wiederzuerlangen. Nach dem Spiel blieb ihm da-

her maximal der Verbleib eines ungeschm�ler-

ten Verm�gens und damit die Verhinderung von

Verlust. Eine Gewinnerzielung war nicht m�g-

lich.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2096-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Pflicht zur Einleitung eines

Steuerstrafverfahrens

Wie der BFH durch Urteil vom 29.4.2008 – VIII R

5/06 – entschieden hat, verpflichtet das Legali-

t�tsprinzip die Strafverfolgungsbeh�rden nach

Eingang einer Selbstanzeige zur Einleitung eines

Steuerstrafverfahrens, in dem die Straffreiheit

nach § 371 Abs. 1 und 3 AO gepr�ft wird. Die

Einleitung dieses Verfahrens hemmt die Festset-

zungsfrist f�r Hinterziehungszinsen. Ausnahme:

Die Einleitung des Strafverfahrens stellt sich

nach den f�r die Strafverfolgungsbeh�rden zum

Zeitpunkt der Einleitung bekannten oder ohne

Weiteres erkennbaren Umst�nden als greifbar

rechtswidrig dar. Eine unwirksame Pr�fungsan-

ordnung hemmt den Ablauf der Festsetzungs-

frist. Eine gegen�ber einem Handlungsunf�hi-

gen vorgenommene Steuerfahndungspr�fung

vermag hingegen keine Ablaufhemmung her-

beizuf�hren.

Wer sich mit einem Steuerhinterziehungsan-

spruch konfrontiert sieht, hat keine Anfech-

tungsm�glichkeit; die eingetretene Hemmung

ist f�r ihn auch nicht erkennbar, da ihm die Ein-

leitung nicht vor der Maßnahme bekannt gege-

ben wird. Dann ist es m�glich, sich auf die greif-

bare Rechtswidrigkeit des Einleitungsmaßnah-

me zu berufen, z. B. wegen eingetretener Ver-

j�hrung.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2096-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Klarheit bei Beschwerden

Umfasst eine Beschwerdebegr�ndung mehre-

re hundert Seiten sowie in großem Umfang

Kopien und betrifft die Beschwerde zugleich

weitere Nichtzulassungsbeschwerden gegen

andere Urteile des gleichen FG, erf�llt dies

nicht die Voraussetzungen der Klarheit, Ver-

st�ndlichkeit und �berschaubarkeit des Be-

schwerdevorbringens, wie es § 166 Abs. 3

Satz 3 FGO vorschreibt.

Es ist – so der BFH – nicht Aufgabe des Gericht,

sich aus einer derartigen Begr�ndung das her-

auszusuchen, was m�glicherweise zur Darle-

gung eines Zulassungsgrunds geeignet sein

k�nnte (Beschluss vom 23.7.2008 – VI B 789/07).

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-2096-4

unterwww.betriebs-berater.de
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